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Führerscheinregister – Allgemeines 

§ 16. (1) Verfahren und Amtshandlungen nach diesem Bundesgesetz, die Administration des 
Sachverständigenwesens, zu leistende Vergütungen für die Fahrprüfung sowie die Erfassung der 
Fahrschulen, sachverständigen Ärzte und verkehrspsychologischen Untersuchungsstellen sind mittels 
automationsunterstützter Datenverarbeitung in Form des Führerscheinregisters durchzuführen. Das 
Führerscheinregister ist entsprechend den Vorschriften der Verordnung (EU) Nr. 2016/679 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/45/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 
S. 1, (im Folgenden: DSGVO) und des Datenschutzgesetzes – DSG, BGBl. I Nr. 165/1999, durch das 
Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur bei der Bundesrechenzentrum GmbH zu 
führen. Verantwortlicher im Sinne des Art. 4 Z 7 DSGVO ist aufgrund Art. 10 Abs. 1 Z 9 B-VG das 
Bundesministerium für Innovation, Mobilität und Infrastruktur, welches auch das Verfahrensverzeichnis 
gemäß Art. 30 DSGVO führt. Weiters 

 1. ermitteln und verarbeiten die in § 16b Abs. 2 und 3 genannten Behörden in mittelbarer 
Bundesverwaltung die personenbezogenen Daten im Führerscheinregister im gesetzlichen 
Auftrag eigenverantwortlich und werden insoweit als Verantwortliche gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO 
tätig; 

 2. ist der Landeshauptmann für die in § 16b Abs. 3a und 4b genannten Verarbeitungsvorgänge als 
Verantwortlicher gemäß Art. 4 Z 7 DSGVO tätig. 

Die in § 16b Abs. 1, 1a und 4 genannten sonstigen Stellen ermitteln und verarbeiten die 
personenbezogenen Daten im Führerscheinregister als Auftragsverarbeiter für die in Z 1 genannten 
Behörden gemäß Art. 28 DSGVO. 

(2) Im Rahmen des Führerscheinregisters dürfen von den Behörden die in § 16a genannten 
personenbezogenen Daten der Parteien, Sachverständigen, Fahrschulen, Vereine von 
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Kraftfahrzeugbesitzern, sofern sie im Kraftfahrbeirat vertreten sind, Schulen, die die theoretische 
Fahrprüfung für die Klasse AM abnehmen, sachverständigen Ärzte, Amtsärzte und 
verkehrspsychologischen Untersuchungsstellen verarbeitet werden. Fahrschulen, Vereine von 
Kraftfahrzeugbesitzern, sofern sie im Kraftfahrbeirat vertreten sind, Schulen, die die theoretische 
Fahrprüfung für die Klasse AM abnehmen, Aufsichtspersonen, Fahrprüfer und das den Führerschein 
herstellende Unternehmen haben die in § 16b ihnen zugewiesenen Daten auf elektronischem Weg in die 
für ihre Anforderungen eingeschränkten Bereiche des Führerscheinregisters einzutragen. Zu diesem 
Zweck ist von der Bundesrechenzentrum GmbH die Einrichtung dieser eingeschränkten Bereiche des 
Führerscheinregisters zur Verfügung zu stellen. Personenbezogene Daten der in § 16a Abs. 1 Z 10 bis 14 
genannten Dritten dürfen nur verarbeitet werden, wenn deren Auswählbarkeit aus der Gesamtheit der 
gespeicherten Daten nicht vorgesehen ist. 

(3) Die Behörde hat Daten gemäß § 16a möglichst im Wege der Datenfernübertragung zu 
übermitteln an: 

 1. Organe des Bundes (insbesondere das Bundesministerium für Innovation, Mobilität und 
Infrastruktur), der Länder und der Gemeinden, soweit diese sie für die Wahrnehmung der ihnen 
gesetzlich übertragenen Aufgaben benötigen; 

 2. Behörden anderer Staaten, sofern sich eine solche Verpflichtung aus diesem Bundesgesetz, aus 
unmittelbar anwendbarem Gemeinschaftsrecht oder anderen zwischenstaatlichen Abkommen 
ergibt. 

(3a) Die Einholung von Auskünften über in Führerscheinregistern anderer EWR-Staaten 
gespeicherte Personen sowie die Beauskunftung von Daten nach § 16a gegenüber den zuständigen 
Behörden anderer EWR-Staaten sind im Wege der Datenfernverarbeitung über das von der Europäischen 
Kommission für Zwecke solcher Auskunftserteilungen eingerichtete Informationssystem gemäß Art. 15 
der Richtlinie 2006/126/EG, in dem die nationalen Register der einzelnen Mitgliedstaaten 
zusammengeschlossen sind, durchzuführen. Die Suche nach Daten in Führerscheinregistern anderer 
EWR-Staaten darf nur aufgrund der vollständigen Eingabe von Vor- und Zunamen sowie des 
Geburtsdatums erfolgen. 

(4) Ändert sich die behördliche Zuständigkeit zur Entscheidung über einen Antrag auf Erteilung oder 
Ausdehnung der Lenkberechtigung, so hat die nunmehr zuständige Behörde die bereits vorhandenen 
Registerdaten zu verarbeiten und weiterzuführen. 

(5) Hat eine Person, die gemäß § 37 Abs. 3 Z 1 und 2, Abs. 4 Z 2 oder gemäß § 99 Abs. 1 bis 1b, 
Abs. 2 lit. a, c und d StVO 1960 bestraft wurde, ihren Wohnsitz nicht innerhalb des örtlichen 
Wirkungsbereiches der Behörde, die das Verwaltungsstrafverfahren durchgeführt hat, so hat die 
Strafbehörde erster Instanz die Wohnsitzbehörde von der rechtskräftigen Bestrafung zu verständigen. 
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